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Bonn, den 28. Februar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Vergabe von Aufträgen durch das Bundesver- 
teidigungsministerium unter Berücksichtigung der 
Zonenrandgebiete 

Bezug: Kleine Anfrage 329 der Fraktion der DP 
- Drucksache 3203 - 


Zu der obengenannten Kleinen Anfrage nehme ich im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt Stellung: 

Die an die Kraftfahrzeuge der Bundeswehr zu stellenden militärischen 
und technischen Forderungen sind allen einschlägigen Firmen über 
den Verband der deutschen Automobilindustrie schon vor Jahren 
bekanntgegeben worden. Da Regierung und Bundestag sich darüber 
einig waren, die Beschaffung des Rüstungsbedarfs möglichst im 
Wege der öffentlichen Ausschreibung durchzuführen, wurde auch 
der Bedarf an Kraftfahrzeugen der wichtigsten handelsüblichen und 
geländegängigen Typen Mine März 1956 durch die Beschaffungs- 
abteilung des Bundesministeriums für Verteidigung öffentlich aus- 
geschrieben. 

Es war ein besonderes Anliegen des Bundestages und der Bundes- 
regierung, daß bei der Aufstellung der Bundeswehr gerade auf dem 
Gebiet der Motorisierung ein Typenwirrwarr vermieden und die 
Bundeswehr mit möglichst wenigen Typen ausgestattet werden sollte. 
Infolgedessen wurden nach eingehender Erprobung der Modellan- 
gebote durch Sachverständige von den militärischen und technischen 
Abteilungen meines Hauses sowie dem Bundesministerium für Wirt- 
schaft nach sehr ausführlichen Erörterungen der jeweiligen Vor- und 
Nachteile unter Beachtung aller Umstände wie Leistungsfähigkeit, 
Lieferfristen und Preisfragen die endgültig zu beschaffenden Last- 
kraftwagen-Modelle ausgewählt. 

Zu Frage 1 : 

Die geforderte Typenreinheit zwang dazu, in den einzelnen Nutz- 
lastklassen der Lastkraftwagen jeweilig nur ein Baumuster zu wählen. 
Dieser Grundsatz wurde auf Grund mangelnder Firmenkapazität 
nur in der Klasse der 5 t geländegängigen Lastkraftwagen durch- 
brochen; hier sind zwei Baumuster herangezogen worden. Es er- 
hielten im einzelnen nachstehende Firmen Lieferaufträge: 

a) Auto-Union, Ingolstadt, für 1 U t geländegängige Lastkraftwagen, 

b) Borgward, Bremen, für 3 At gelandegängige Lastkraftwagen, 
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c) Daimler-Benz Unimog, Gaggenau, für 1,5 t gelandegängige Last- 
kraftwagen, 

d) Ford, Köln, für 3 t gelandegängige Lastkraftwagen, 

e) MAN, München, sowie Daimler-Benz, Gaggenau, für 5 t gelände- 
gängige Lastkraftwagen, 

f) Klöckner-Humboldt-Deutz Magirus, Ulm, für 7 t geländegängige 
Lastkraftwagen, 

g) Faun, Nürnberg, für 10 t geländegängige Lastkraftwagen, 

h) Faun, Nürnberg, für 15 t geländegängige Lastkraftwagen. 

Hieraus ergibt sich, daß auch ein Betrieb aus dem norddeutschen 
Raum berücksichtigt worden ist. Die Nichtbeteiligung der Firmen 
Büssing, Braunschweig, und Henschel, Kassel, ist darauf zurückzu- 
führen, daß ihre Angebote den militärischen, technischen und wirt- 
schaftlichen Erfordernissen nicht genügten. 

Zu Frage 2: 

Dem Bundesministerium für Verteidigung und dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft ist bekannt, daß es bei den Firmen Büssing, 
Braunschweig, und Henschel, Kassel, zu Arbeiterentlassungen ge- 
kommen ist. Dieser Umstand ist jedoch nicht auf mangelnde 
Bundeswehraufträge zurückzuführen, sondern dürfte in anderen 
Gründen seine Ursache haben. Das Bundesministerium für Ver- 
teidigung sowie das Bundesministerium für Wirtschaft sind in enger 
Zusammenarbeit um eine weitgehende Streuung der Aufträge für 
die Bundeswehr bemüht. 

Zu Frage 3: 

Die Richtlinien der Bundesregierung für die Berücksichtigung be- 
vorzugter Bewerber bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
vom 31. März 1954 (Bundesanzeiger Nr. 68 vom 7. April 1954) 
haben bei der Auswahl des wirtschaftlichsten Angebots für die Ver- 
gebung der Kraftfahrzeuge ebenso wie bei allen anderen Aufträgen 
für die Bundeswehr Berücksichtigung gefunden. 

Zu Frage 4: 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und das Bundesministerium 
für Verteidigung tragen den von der Bundesregierung aufgestellten 
wirtschaftspolitischen Grundsätzen im Rahmen der für die Vergabe 
der Aufträge zur Deckung des Bedarfs der Bundeswehr geltenden 
Bestimmungen Rechnung. So hat in der Zwischenzeit, mit Rück- 
sicht auf ihre besondere Lage (Arbeiterentlassungen), die Firma 
Henschel, Kassel, einen Auftrag zur Lieferung von 252 gelände- 
gängigen Lastkraftfahrzeugen erhalten. Zwischen der Abteilung 
Forschung und Entwicklung des Bundesministeriums für Verteidigung 
und der Firma Büssing, Braunschweig, finden z. Z. Verhandlungen 
über Möglichkeiten ihrer Einschaltung — zunächst unter technischen 
Gesichtspunkten (Unterflurmotore) — statt. 


In Vertretung 
Dr. Rust 



